
ERKLÄRUNGEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH  
 
Zu Artikel 13 Abs. 3 
Die Republik Österreich behält sich das Recht vor, in ihrem innerstaatlichen Recht eine Bestimmung 
vorzusehen, wonach ein nationales Gericht, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des 
innerstaatlichen Rechts angefochten werden können, verpflichtet ist, den Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften anzurufen, wenn eine Frage im Zusammenhang mit der Auslegung des Zweiten Protokolls zum 
Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften in einem 
schwebenden Verfahren auftritt. 
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